
gesetzt haben, hat Rechtsanwalt Küster einem Vergleich ZU- port, daß Re  sanwalt Küster das Recht gehört ZUu werden,
verwehrt worden WAÄar. Dieser Bericht versucht, unter allengestimmt.

Wir geben dazu den Bericht der ‚Frankfurter Allgeme1- Umständen Küster beschuldigen, hne d dieser Gele-
nen Zeitung‘ ON — 1955 Nr. 168) wieder: „Der Fall genheit erhielt, auf die ‚Anklagen' antworten. Jlle Ver-
des Staatsbeauftragten für die Wiedergutmachung ın Baden- suche, dıes ZU erwirken, schlugen tehl. Darauf Zg Walter

Müller VOT, zurückzutreten. Das bedeutet eın hohes MaßWürttemberg, des Rechtsanwalts Küster, der die zuständi-
n Zivilcourage und Gewissenspilicht, VOT ıllem wenn mMan

ECH parlamentarischen un: staatlıchen Stellen seıt iMonaten
bedenkt. daßß Dr. Walter Müller dreiundzwanzıg Dienst-beschalftigte, hat jetzt eın überraschendes Ende gefunden.

Auf Anregung des Ständigen Ausschusses des Landtages, jahre alg Beamter hat mıt dem Protest-Rücktritt eınen 510-
der die Hintergründe der frıstlosen Entlassung Kusters —- Ken el seiner Pension verliert [ın Wahrheit dıe an

Pension. Anm der Red.] und als Mannn von Jahren mıttersuchen ollite, haben 1€ beteiligten Hauptpersonen, M1ı-
nısterprasıdent Dr. Müller und Küster, ine Vereinbarung Vvier Kındern sıch ıne Z Berufskarriere aufbauen  N muß.“
getroffen. dıe einer gegenseitigen Ehrenerklärung gleich-
kommt. Der Ministerpraäsident erklart, habe mıiıt seinen
Außerungen (in einem parlamentarıschen USSCHU: weder 8/2) D deutsch-israelischen Beziehungen und die

indivıiduelle EntschädigungsfirageZUm Ausdruck bringen wollen, daß Küster, falls er Beam-
ter gEeEWCSCH wäre, sıch einer Bestechung schuldıg gemacht Von urt Grossmann, New York
habe, noch, daß durch se1ıne Wiedergutmachungspolitik
dem and einen schuldhaften Schaden zugefügt habe. 2L- Aus eiınem Sonderdru: Aufbau‘ VO! Juli 055 entnehmen WIT

er seinerseıts erklärte sıch bereıt, die in eiınem Rrief die olgenden Von erganzten Ausführungen
den Bundestagsabgeordneten Professor öhm enthaltenen „Der deutsch-ısraelische Vertrag ber mehr als I0 Millionen
Beleidigungen des Kabinetts und seiner Mitglieder zuruück- Dollar gelieferter der in der Lieferung begriffener Waren
zunehmen. Damıiıt sınd, wıe  x beide Seiten feststellen, ‚alle nach Israel wirkt sıch nunmehr ım dritten Jahr nach seiner
schwebenden Streitpunkte erledigt‘. Ratifizierung 15., Dr. Ur;z Naor, der Leiter der Informat:ions-
Der Ständige Ausschuß hat Küster außerdem, bgleich abteilung der srael-Miıssı:on ınm öln hat ıIn einem Inter-
eın Beamter WAÄäT, die Versorgungsbezuge eines Ministerijal- V1eW erklärt, daß sıch die deutschen Lieferungen, die Pro-
rates angeboten, Die Regierung wurde aufgefordert, dem zent des israelischen Importbedarfs decken, segensreich für
Landtag vorzuschlagen, wıe diese Zahlung auf ‚echtlich das Land ausgewirkt haben und nachdem sich dıe deut-

schen Erzeugnisse bewaährt haben, dıe begonnenen geschait-gangbarem Weg ermöglicht werden onne, [Trifft nıcht »21 7
Anm Red. des Rundbriefes]. lıchen Beziehungen bestimmt nıcht abreißen werden.
Im Landtag, der sıch AI Donnerstag abschließend mıt dem Die Bedeutung der deutschen Lieferungen für sraels Wıiırt-
Kall Küster beschaäftigte, wurde Vorsitzenden des Stän- schaft ıst 1Im Borsen- und Wirtschaftshandbuch 1955, das j o

digen Ausschusses erW.;  ‘l auch frühere Mitglieder ben 1m Jahrgang VOom Verlag der „Frankfurter Allg.
der Landesregierung Küster als ine integere und hochqua- Zeitung” herausgegeben wurde, dargelegt worden. Israels De-
lıfızierte Persönlichkeit bezeichnet hatten, dıe sıch große Ver- viseneinnahmen sind Prozent gestiegen. Sie betrugen
dienste umm dıe Wiedergutmachung erworben habe.“ ın der eıt VOoOm April hıs November 1954 248,5 Millionen

Dollar 161,1 Milliıonen Dollar In der gleichen eıtIn dıeser Veroöffentlichung kommt nıcht ZUum des Vorjahres. Die Gesamteinnahmen für das Finanzjahreiınen Hauptpunkt des erglei: gebildet laß nämlich
der Ständige Uss:! des Landtages seinerseıts erkläart hat, 9054/55 werden auf 346 ıllıonen Dollar geschä Der.

sorgfältige Bericht kommt dem rgebnis, daß der fest-habe überhaupt keine berufene Stelle festgestellt, laß gesteilten allgemeınen wirtschaftlichen Sıtuation srae
dem Land unter Küsters Amtsbüro eın Schgden entstanden 1e Wiedergutmachungsleistungen „wesentli
sec1 beigetragen & Wır WI1SSen, daf‘ Schiffe 600 000

dıe wiadergutmdzu;n g 1st keine sachlıch befriedig: deutsche Waren, hne die Ollieferungen, nach Israel BC-
ng efunden, möügen dıe ersönlıichen Differenzen auch bracht haben, der Import adus Israel nach eu!  an
beigelegt sSein.  A Hierzu sınd enen Fachkrei- 1m Jahre 1954 7, Miıllionen [}  V}  M betrug und daß WwWIıe
- ıne Reihe von uschriften ZUgCRaNgCN. U.a. schreıibt Dr. Naor ın seınem Interview mitteulte Israel Deutsch-
Rechtsanwalt Dr. Wachsmann, aden - Baden (s Zit. Leiter and 400 000 Kisten Orangen und Pampelmusen und tür
der „United Restitution Organization“ ın der Französischen weıtere 4 400 000 DM Erdnüsse IM Jahre 1955 liefert.
Zone) „ 50 sehr iıch diesen ‚Dank VO: Hause Habsburg‘ für Was die Aufnahme offener diplomatischer Beziehungen Is-
Herrn ollegen Küster bedauere, ıst doch meın Bedauern raels miıt eu' anbelangt, hangt 1e53€e€ allein
noch größer, daß durch dıese ale seine segensreiche LA- Israel ab.
tigkeit für die Verfolgten eın Ende gefunden hat. Wenn Einsichtige Deutsche erkennen b  immer wieder an, daß 1NCe
auch Herrn Kollegen ıster bıtteres Unrect geschehen ist, Menge Gründe dafür esiehen, daß Sra:| miıt dieser An-

wiegt doch noch schwerer der Umstand, daß miıt diesem erkennung z  rt Wie Dr. Naor richtig ausführte: „JederVerfahren die N: Wiedergutmachung 1n eın  > anrüchiges sıiebente Eiınwohner Israels W 1m Konzentrationslager,Licht gebracht und 8o den Kräft eın  M Dienst erwiesen und jeder Dritte hat ınen der mehrere Verwandte Ver-
wurde, für die die Wiedergutmachung nıcht ıne nobıle loren.“
officium, sondern ıne möglıchst uszuhöhlende und aDzu- Wenn ber der Bundesrepublik der Aufnahme diploma-schüttelnde lästige Verpflichtung ist. tischer Beziehungen liegt, dann mussen die Verantwortlichen

eutschlands begreifen, die globale und die ındıviduelle
Der ‚Aufbau’ New ork VO:! 7.55 (AX1/28) schreiıibt: Wiedergutmachung unte:lbar sind. So wıe 1€ letztere g-„Nachspiel Fall üister. Aus Protest gCH die Behand- handhabt worden ist, geht Ccs einfach nıcht weiter.
lung ÖOttd Küsters, des rüheren Staatsbeauftragten für die Wır schreiben den 5ommer 1955 Nach vorliegenden Stati-
Wiedergutmachung ıIn Baden- Württemberg ist jetzt Dr. stiken gıbt es bısher S Entschädigungsanträge vVon Ju-Walter Müller, eın hoher Beamter des Justizminis den und Nicht juden. Das Entschaädigungswerk begann 1m
1ums zurückgetreten. Jahre 1949 Bisher sind insgesamt rund 200 000 erle-
Bekanntlich spielte Falle Kuster ein geheım gehaltener digt worden. Das Erschreckende ıst, daß Nur twa Pro-
er des pensionıerten Landgerichtspräsidenten Dr. Teu- zent von den 900 gunstig entschieden wurden, die
fel ıne Rolle. Dr. Walter Muüller hatte 1m Justizministe- dern wurden abgelehnt. Wenn dieses JTempo und diese Re-
TIUumM Gelegenheit, .diesen Bericht zZu studieren, und WÄdr latıon anhalten, kann sıch bei eıner allgemeınen, amt-
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gesetzt haben, hat Rechtsanwalt Küster einem Vergleich zu-
gestimmt. 
Wir geben dazu den Bericht aus der ,Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung' vom 23. 7. 1955 (Nr. 168) wieder: „Der Fall 
des Staatsbeauftragten für die Wiedergutmachung in Baden-
Württemberg, des Rechtsanwalts Küster, der die zuständi-
gen parlamentarischen und staatlichen Stellen seit Monaten 
beschäftigte, hat jetzt ein überraschendes Ende gefunden. 
Auf Anregung des Ständigen Ausschusses des Landtages, 
der die Hintergründe der fristlosen Entlassung Küsters un-
tersuchen sollte, haben die beteiligten Hauptpersonen, Mi-
nisterpräsident Dr. Müller und Küster, eine Vereinbarung 
getroffen. die einer gegenseitigen Ehrenerklärung gleich-
kommt. Der Ministerpräsident erklärt, er habe mit seinen 
Außerungen (in einem parlamentarischen Ausschuß) weder 
zum Ausdruck bringen wollen, daß Küster, falls er Beam-
ter gewesen wäre, sich einer Bestechung schuldig gemacht 
habe, noch, daß er durch seine Wiedergutmachungspolitik 
dem Land einen schuldhaften Schaden zugefügt habe. Kü-
ster seinerseits erklärte sich bereit, die in einem Brief an 
den Bundestagsabgeordneten Professor Böhm enthaltenen 
Beleidigungen des Kabinetts und seiner Mitglieder zurück-
zunehmen. Damit sind, wie beide Seiten feststellen, alle 
schwebenden Streitpunkte erledigt'. 
Der Ständige Ausschuß hat Küster außerdem, obgleich er 
kein Beamter war, die Versorgungsbezüge eines Ministerial-
rates angeboten. Die Regierung wurde aufgefordert, dem 
Landtag vorzuschlagen, wie diese Zahlung auf rechtlich 
gangbarem Weg ermöglicht werden könne. Irrifft nicht zu! 
Anm. d. Red. des Rundbriefes]. 
Im Landtag, der sich am Donnerstag abschließend mit dem 
Fall Küster beschäftigte, wurde vom Vorsitzenden des Stän-
digen Ausschusses erwähnt, daß auch frühere Mitglieder 
der Landesregierung Küster als eine integere und hochqua-
lifizierte Persönlichkeit bezeichnet hätten, die sich große Ver-
dienste um die Wiedergutmachung erworben habe." 

In dieser Veröffentlichung kommt nicht zum Ausdruck, was 
einen Hauptpunkt des Vergleichs gebildet hat, daß nämlich 
der Ständige Ausschuß des Landtages seinerseits erklärt hat, 
es habe überhaupt keine berufene Stelle festgestellt, daß 
dem Land unter Küsters Amtsbüro ein Schaden entstanden 
sei. 
Für die Wiedergutmachung ist keine sachlidz befriedigende 
Lösung gefunden, mögen die persönlichen .  Differenzen audz 
beigelegt sein. — Hierzu sind uns aus berufenen Fachkrei-
sen eine Reihe von Zuschriften zugegangen. U. a. schreibt 
Rechtsanwalt Dr. Wachsmann, Baden - Baden (s. Zt. Leiter 
der „United Restitution Organization" in der Französischen 
Zone): „So sehr ich diesen ‚Dank vom Hause Habsburg` für 
Herrn Kollegen Küster bedauere, so ist doch mein Bedauern 
noch größer,. daß durch diese Kabale seine segensreiche Tä-
tigkeit für die Verfolgten ein Ende gefunden hat. Wenn 
auch Herrn Kollegen Küster bitteres Unrecht geschehen ist, 
so wiegt doch noch schwerer der Umstand, daß mit diesem 
Verfahren die ganze Wiedergutmachung in ein anrüchiges 
Licht gebracht und 56 den Kräften ein Dienst erwiesen 
wurde, für die die Wiedergutmachung nicht eine nobile 
officium, sondern eine möglichst auszuhöhlende und abzu-
schüttelnde lästige Verpflichtung ist." 

Der ‚Aufbau' New York vom 15. 7. 55 (XXI/28) schreibt: 
„Nachspiel zum Fall Küster. Aus Protest gegen die Behand-
lung Ottb Küsters, des früheren Staatsbeauftragten für die 
Wiedergutmachung in Baden-Württemberg ist jetzt Dr. 
.Walter Müller, ein hoher Beamter des Justizministe-
riums zurückgetreten. 
Bekanntlich spielte im Falle Küster ein geheim gehaltener 
Bericht des pensionierten Landgerichtspräsidenten Dr. Teu-
fel eine Rolle. Dr. Walter Müller hatte im Justizministe-
rium Gelegenheit, .diesen Bericht zu studieren, und war em- 

pört, daß Rechtsanwalt Küster das Recht gehört zu werden, 
verwehrt worden war. Dieser Bericht versucht, unter allen 
Umständen Küster zu beschuldigen, ohne daß dieser Gele-
genheit erhielt, auf die ‚Anklagen' zu antworten. Alle Ver-
suche, dies zu erwirken, schlugen fehl. Darauf zog Walter 
Müller es vor, zurückzutreten. Das bedeutet ein hohes Maß 
von Zivilcourage und Gewissenspflicht, vor allem wenn man 
bedenkt. daß Dr. Walter Müller dreiundzwanzig Dienst-
jahre als Beamter hat mit dem Protest-Rücktritt einen gro-
ßen Teil seiner Pension verliert [in Wahrheit die ganze 
Pension. Anm. der Red.] und als Mann von 50 Jahren mit 
vier Kindern sich eine neue Berufskarriere aufbauen muß." 

8/2) Die deutsch-israelischen Beziehungen und die 
individuelle Entschädigungsfrage 

Von Kurt R. Grossmann. New York 

Aus einem Sonderdruck zum ‚Aufbau' vom 17. Juli 1955 entnehmen wir 
die folgenden von uns ergänzten Ausführungen: 

„Der deutsch-israelische Vertrag über mehr als 200 Millionen 
Dollar gelieferter oder in der Lieferung begriffener Waren 
nach Israel wirkt sich nunmehr im dritten Jahr nach seiner 
Ratifizierung aus. Dr. Uri Naor, der Leiter der lnformations-
abteilung der Israel-Mission in Köln. hat in einem Inter-
view erklärt, daß sich die deutschen Lieferungen, die 30 Pro-
zent des israelischen Importbedarfs decken, segensreich für 
das Land ausgewirkt haben und daß, nachdem sich die deut-
schen Erzeugnisse bewährt haben, die begonnenen geschäft-
lichen Beziehungen bestimmt nicht abreißen werden. 
Die Bedeutung der deutschen Lieferungen für Israels Wirt-
schaft ist im Börsen- und Wirtschaftshandbuch 1955, das so-
eben im 92. Jahrgang vom Verlag der „Frankfurter Allg. 
Zeitung" herausgegeben wurde, dargelegt worden. Israels De-
viseneinnahmen sind um 30 Prozent gestiegen. Sie betrugen 
in der Zeit vom April bis November 1954 248,5 Millionen 
Dollar gegen 161,1 Millionen Dollar in der gleichen Zeit 
des Vorjahres. Die Gesamteinnahmen für das Finanzjahr 
1954/55 werden auf 346 Millionen Dollar geschätzt. Der_ 
sorgfältige Bericht kommt zu dem Ergebnis, daß zu der fest-
gestellten allgemeiner; wirtschaftlichen Situation in Israel 
die deutschen Wiedergutmachungsleistungen - „wesentliä," 
beigetragen haben. Wir wissen, daß Schiffe 600 000 to 
deutsche Waren, ohne die Öllieferungen, nach Israel ge-
bracht haben, daß der Import aus Israel nach Deutschland 
im Jahre 1954 7,6 Millionen DM betrug und daß — wie 
Dr. Naor in seinem Interview mitteilte — Israel an Deutsch-
land 400 000 Kisten Orangen und Pampelmusen und für 
weitere 4 400 000 DM Erdnüsse im Jahre 1955 liefert. 
Was die Aufnahme offener diplomatischer Beziehungen Is-
raels mit Deutschland anbelangt, so hängt diese allein 
von Israel ab. 
Einsichtige Deutsche erkennen immer wieder an, daß eine 
Menge Gründe dafür bestehen, daß Israel mit dieser An-
erkennung zögert. Wie Dr. Naor richtig ausführte: „Jeder 
siebente Einwohner Israels war im Konzentrationslager, 
und jeder Dritte hat einen oder mehrere Verwandte ver-
loren." 
Wenn aber der Bundesrepublik an der Aufnahme diploma-
tischer Beziehungen liegt, dann müssen die Verantwortlichen 
Deutschlands begreifen, daß die globale und die individuelle 
Wiedergutmadzung unteilbar sind. So wie die letztere ge-
handhabt worden ist, geht es einfach nicht weiter. 
Wir schreiben den Sommer 1955. Nach vorliegenden Stati-
stiken gibt es bisher 900 000 Entschädigungsanträge von Ju-
den und Nichtjuden. Das Entschädigungswerk begann im 
Jahre 1949. Bisher sind insgesamt rund 200 000 Fälle erle-
digt worden. Das Erschreckende ist, daß nur etwa 12 Pro-
zent von den 900 000 günstig entschieden wurden, die an-
dern wurden abgelehnt. Wenn dieses Tempo und diese Re-
lation anhalten, kann man sich bei einer allgemeinen, amt- 

37 



lich veröffentlichten Durchschnittssterbeziffer 11 Prozent Die versprochene Entschädigun gsnovelle (wıe auch Aas
Dritte-Masse-Gesetz) wiırd dem Bundestag Uor:r SEINEN Som-ausrechnen, efiw: sechs Jahren insgesamt 450 Fall:

erledigt S (davon ei{wa Prozent positiv) ber merfer:en nıcht vorgelegt werden [Im September 1955 hat
der est der Anträge gcn des Wegsterbens der Antrag- der Ältestenrat des Bundestages eım Bundesfinanzminiıste-
steller nıcht mehr Erledigung ZUu kommen braucht S scharten Protest erhoben gChH der Verzögerung der
sSC1 denn, daß dıe rben sıch der Muhe des Spießrutenlau- Novelle Die Arbeiten sollten ursprünglıch noch den
fens durch den burokratischen Dschungel unterziehen Parlamentsterien abgeschlossen werden ann hıeß bis

wurden Vorzugsgruppen eschaffen Par O BEG.] Aber spatestens September Wie NUun Bonn verlautet hat
die Bevorzugten merken schr WENIg davon, denn S]1e INLUSSCH das Bundeskabinett die Novelle Anfang Oktober ı1 Grund-

sa! fertiggestellt Der Gesetzentwurf soll der drıt-
ZWeEI dreı, manchmal vier Jahre warten, bıis iıhr Fall be-

ten Oktoberwoche dem Bundesrat zugeleitet werden Dervorzugt erledigt ırd In Zweifelsfällen so11 u Generalsekretär des Zentralrats der Juden Deutschlanddes Antragstellers entschieden werden Aber geschieht?
Frau ıst sechsundachtzıgmal das Experimentieropfer des Dr. Dam, kritisiert, 1e6se schwierige Materiıe nıcht

mıiıt Vertretern der Verfolgten erortert worden 5C1, ‚da nun-
berücht:gten Glauberg USCOUVWIEZ ECWweESEN echsund- mehr keine Zeit mehr dazu secın ırd“. Dagegen die
achtzıgmal urde ıhr Körper z2U Experimentierzwecken mal- Referentenentwürtfe, dıe sıch mıiıt Troblemen der Vertriebe-
traıutzert, aber ıne Rente ırd dieser Frau abgelehnt WEe:

nen und anderer Kriegsopfer befassen vorher mıiıt den Ver-
nach dem Urteil ergutachters, der S$1eE Leben
gesehen hat, dıe anerRannten Exgperimentier-Versuche nıcht tretern dieser Organisation besprochen worden. Dr. } Dam

schreıbt vom 1955 „Es scheint NNETEN Zwangdem erwünschten Sterilisierungserfolg geführt hätten, zZuU entsprechen, daß der Gesetzgeber gerade be? dıe-
und daß ıhr Leiden „anlagebedingt” JET rbeıt, die der Entschädigung der er des Nat:onal-

- Solche Gutachten kann S miıt größter Unruhe be- soz1ıalısmus dient Zeitnot gerät.“ (Allgemeine Wochen-
trachten Auch ; S  - vVon manchmal sadıstısch NIMNU- zeıtung der Juden VO: 30 L 1955 [X/26 und 8] [ Anmerk
tenden Einforderungen VO:  -} eweisen E des Antrag- und Sperrung durch Red des Rundbriefs])]
tellers hort und lıest muß e emport SCIN, weiıl damıit Angesichts dieser schreienden Ungerechtigekit gegenüberuchstabe w Geist des deutschen Wiedergutmachungswer- den Hitleropfern muß sıch Westdeutschland darüber klar
kes durch diıe Bürokratie zunıchte gemacht werden sCc1n erfüllte lobale Verpflichtungen unter keinen Um-
Tausende S Fall chweben VOT den deutschen erich- standen nıcht erfülite indivıiduelle erpflichtungen aufheben
Ü die sıch scheinbar nıch der Ausführungen des undes- Sie sınd unlosbar miıteinander verknüpft In srae ebt dıe
gerichts letzten November in chulfall Mehrzahl der üdischen indıviduellen Antragsteller Ihre

lem asse. erkläarte tellungnahme Westdeutschlan und das gilt auch für
Ziel und Zwec Rückerstattungs- Entschädigungs- die enrneı)| der Opfer i den Vereinigten Staaten und -

gesetzgebung e$S, verursachte Unrecht SO Ja derswo ırd notwendigerweise dem Tempo, der
weıut als irgend möglıc wiedergutzumachen. gung Form der urchführung, der Großzügigkeit und dem geist1-

Impetus der indıyıduellen Wiedergutmachung häan-des Gesetzes dıe möglıch 35$ und 1e5em Zi;el entspricht
A INUSSCH. Wenn es Vertretern der Bürokratieverd:ent daher den ÜVorzug gegenüber jeder andern Aus-

legung, die Wiedergutmachung erschwert und zunıchte Deutschland gelingt, d große Wiedergutmachungspro-
macht. mM 1173 bürokratischen ump: ersticken, dann verliert
Zunichte acht, die Entscheidung des erlıner Entschä- Westdeutschland C1ine wichtigsten moralischen Posi-

t1onen, die sıch nach 1945 geschaffen hatdiıgungsamtes der sechsundachtzigmal maltraıtierten Frau
oder zunıchte macht i der Annie Frank-
furt die Jahre 193 den üdischen Automechani-
ker Erwin Levi heiratete den ü nach Auschwitz brachte
und dessen Frau und Kınder dem Hungertode ausgesetzt

Der Bundestag und die deutsche OßRentlichkeit haben sıch

wurden 1ese Frau hat bis auf Invalıdenrente VO
verschiedentlich Zu der Verpflichtung der Wiedergutmachung
geäußert und auch dem Unrecht das, } laänger J< eschwer-

167 DM pPTro Monat bisher eine Entschädigung be- wiıegender für die Betroffenen sich auswirkt ellung g-kommen S (Resolutionen Wiedergutmachung des und
Zunichte macht, die Ablehnung von etw: tausend An- Deutschen Katholikentages TIe: März 1949 Nr
Tra von KZ-Haftlingen zeıig! die ihr Unglück nach Auf- Dezember 1949 Nr 5/6) D gab keine politische Partei,
fassung des Gerichts selbst heraufbeschworen haben, el die sıch nıcht ZUur der Wiedergutmachung bekannte
sSie Kriege ]  BC [d den englischen Rundfunksender] Aber führte Prof Böhm anläaßlıch Vortragesabhorten, verboten War Zunichte macht INaAaln Juni 1955 Düsseldorf ul  ber Recht und Moral 1 der
miıt Schmerz und Emporung hören w ıe g ANZ anders Wiedergutmachung n gab doch kaum politischedas Gesetz 131 durchgeführt wird welches die Entschädi- Partei, die für zweckmäßig gehalten hätte mıf der Pa-
Sung Personen regelt die Mai 1945 öffent- role der Wiedergutmachung in die Wahlen gehen; dıe
en Diıensten standen und hauptsächlich als Ostflüchtlinge poliıtıschen Stimmungsforscher schıenen dıese Parole nıcht
un! ehemaliıge Pg ausscheiden mußten für zugkräftig und nicht für volkstümli:ch Zu halten Den
Zu dıesem Gesetz UO:  - 1951 gibt heute Novelle, NEUN Beruf die Gewissen ZL wecken, das Bewußtsein ONM der
Durchführungsverordnungen Verwaltungsanord- staats- und gesellschaftlichen Bedeutung aktıven Wie-
NZ| und Vollzugserlasse dıe jeden Spezialfa: erfassen dergutmachungswillens lebendig machen, ühlten nıcht
Hunderteinunddreißiger erhalten geregelte Bezüge, gleich- allzu viele deutsche Politiker
gültıg ob S$1iE erwerbsfähig S12n oder S: und mandch E (Aus Mitteilungsblatt des Beirats für Wiedergutmachung,bezicht außerdem noch betraächtlıiches Nebeneinkom- Müunchen Juniı 1955 Nr 101)
Men

Nazıopfer erhalten Nur {wWwWas WEnnn $  e zumiındest fünfzıg Dr Arndt ubte Ende epte  er 1955 arie Kritik den
Pro ent arbeıtsuntauglich sınd Sıe dürfen Reine Vergehen Wiedergutmachungsleistungen der Länder 38 1949 bıs 1954
BPeZEN den Frieden un dıe Menschlichkeit eın krimiıinelles Pressedienst sSC1Ner Parte:i.
erbDrecıen begangen haben, und dürfen nıcht Segen die Auf den ert. BlicX erscheine ZUWI dıe Summe VOonNn

Genfer Konvention verstoßen haben Alles das muß und Millıarde Mark ımponzerend Wenn S aber bedenze daß
kann der Nazıverfolgte nachweıisen, aber dıe 131er werden sı dıese Gesamtleistung nıcht Nnur auf ehn Länder S0oOn-
nach diesen Dingen nıcht gefragt dern auch auf sechs Jahre verteile So ergebe 1in daß alle

lieh veröffentlichten Durchschnittssterbeziffer von 11 Prozent 
ausrechnen, daß in etwa sechs Jahren insgesamt 450 000 Fälle 
erledigt sein dürften (davon etwa 55 Prozent positiv), aber 
der Rest der Anträge wegen des Wegsterbens der Antrag-
steller nicht mehr zur Erledigung zu kommen braucht; es 
sei denn, daß die Erben sich der Mühe des Spießrutenlau-
fens durch den bürokratischen Dschungel unterziehen ... 
Es wurden Vorzugsgruppen geschaffen [Par. 85, BEG.]. Aber 
die Bevorzugten merken sehr wenig davon, denn sie müssen 
zwei, drei, manchmal vier Jahre warten, bis ihr Fall „be-
vorzugt* erledigt wird ... In Zweifelsfällen soll zugunsten 
des Antragstellers entschieden werden. Aber was geschieht? 
Frau X. ist sechsundadztzigmal das Experimentieropfer des 
berüchtigten Dr. Clauberg in Auschwitz gewesen. Sechsund-
achtzigmal wurde ihr Körper zu Experimentierzwecken mal-
traitiert, aber eine Rente wird dieser Frau abgelehnt, weil 
nach dem Urteil eines Obergutachters, der sie nie im Leben 
gesehen hat, die anerkannten Experimentier-Versuche nicht 
zu dem erwünschten Sterilisierungserfolg geführt hätten, 
und daß ihr Leiden „anlagebedingt" gewesen sei. 

- Solche Gutachten kann man nur mit größter Unruhe be-
trachten. Auch wenn man von manchmal sadistisch anmu-
tenden Einforderungen von Beweisen seitens des Antrag-
stellen hört und liest, muß man empört sein, weil damit 
Buchstabe wie Geist des deuischen Wiedergutmachungswer-
kes durch die Bürokratie zunichte gemacht werden. 
Tausende von Fällen schweben vor den deutschen Gerich-
ten, die sich scheinbai nicht der Ausführungen des Bundes-
gerichts vom letzten November in einem Schulfall erinnern, 
in dem dasselbe weise erklärte: 

„Ziel und Zweck der Rückerstattungs- und Entschädigungs-
gesetzgebung ist es, das verursachte Unrecht sobald und so-
weit als irgend möglidi wiedergutzumachen. Eine Auslegung 
des Gesetzes, die möglich ist Und diesem Ziel entspricht, 
verdient daher den Vorzug gegenüber jeder andern Aus-
legung, die die Wiedergutmachung erschwert und zunidzte 
macht." 
Zunichte macht, wie die Entscheidung des Berliner Entschä-
digungsamtes der sechsundachtzigmal maltraitierten Frau 
oder zunichte macht im Falle der Annie Bidcert aus Frank-
furt a. M., die im Jahre 1938 den jüdischen Automechani-
ker Erwin Levi heiratete, den man nach Auschwitz brachte 
und dessen Frau und Kinder dein Hungertode ausgesetzt 
wurden. Diese Frau hat bis auf eine Invalidenrente von 
167 DM pro Monat bisher keine Entschädigung be-
kommen. 
Zunichte macht, wie die Ablehnung von etwa tausend An-
trägen von KZ-Häftlingen zeigt, die ihr Unglüdc nach Auf-
fassung des Gerichts selbst heraufbeschworen haben, weil 
sie im Kriege BBC [d. i. den englischen Rundfunksender] 
abhörten, was ja verboten war. Zunichte macht, wenn man 
mit Schmerz und Empörung hören muß, wie, ganz anders 
das Gesetz 131 durchgeführt wird, welches die Entschädi-
gung von Personen regelt, die am 8. Mai 1945 in öffent-
lichen Diensten standen und hauptsächlich als Ostflüchtlinge 
und ehemalige Pg's ausscheiden mußten. 
Zu diesem Gesetz von 1951 gibt es heute eine Novelle, neun 
Durchführungsverordnungen, sowie lgQ Verwaltungsanord-
nungen und Vollzugserlasse, die jeden SpezialfalL erfassen. 
Hunderteinunddreißiger erhalten geregelte Bezüge, gleich-
gültig ob sie erwerbsfähig sind oder nicht, und manch einer 
bezieht außerdem noch ein beträchtliches Nebeneinkom-
men. 
Naziopfer erhalten nur etwas, wenn sie zumindest fünfzig 
Prozent arbeitsuntauglich sind. Sie dürfen keine Vergehen 
gegen den Frieden und die Menschlichkeit, kein kriminelles 
Verbrechen begangen haben, und sie dürfen nicht gegen die 
Genfer Konvention verstoßen haben. Alles das muß und 
kann der Naziverfolgte nadzweisen, aber die 131er werden 
nach diesen Dingen nicht gefragt.  

Die versprochene Entschädiguhgsnovelle (wie auch das 
Dritte-Masse-Gesetz) wird dem Bundestag vor seinen Som-
merferien nicht vorgelegt werden." [Im September 1955 hat 
der Ältestenrat des Bundestages beim Bundesfinanzministe-
rium scharfen Protest erhoben wegen der Verzögerung der' 
Novelle. Die Arbeiten sollten ursprünglich noch vor den 
Parlamentsferien' abgeschlossen werden, dann hieß es bis 
spätestens 15. September. Wie nun in Bonn verlautet, hat 
das Bundeskabinett die Novelle Anfang Oktober im Grund-
satz fertiggestellt. Der Gesetzentwurf soll nun in der drit-
ten Oktoberwoche dem Bundesrat zugeleitet werden. Der 
Generalsekretär des Zentralrats der Juden in Deutschland, 
Dr. van Dam, kritisiert, daß diese schwierige Materie nicht 
mit Vertretern der Verfolgten erörtert worden sei, da nun- 
mehr keine Zeit mehr dazu-  sein wird'. Dagegen seien die 
Referentenentwürfe, die sich mit Problemen der Vertriebe-
nen und anderer Kriegsopfer befassen, vorher mit den Ver-
tretern dieser Organisation besprochen worden. Dr. van Dam 
schreibt vom 30. 9. 1955: „Es scheint einem inneren Zwang 
zu entsprechen, daß der Gesetzgeber gerade immer bei die-
ser Arbeit, die der Entschädigung der Opfer des National-
sozialismus dient, in Zeitnot gerät.« (Allgemeine Wochen-
zeitung der Juden vom 30. 9. 1955 [X/26 und '28]. [Anmerk. 
und Sperrung durch Red. des Rundbriefs])]. 
„Angesichts dieser schreienden Ungerechtigekit gegenüber 
den Hitleropfern muß sich Westdeutschland darüber klar 
sein, daß erfüllte globale Verpflichtungen unter keinen Um-
ständen nicht erfüllte individuelle Verpflichtungen aufheben. 
Sie sind unlösbar miteinander verknüpft. In Israel lebt die 
Mehrzahl der jüdischen individuellen Antragsteller. Ihre 
Stellungnahme zu Westdeutschland — und das gilt auch für 
die Mehrheit der Opfer in den Vereinigten Staaten und an-
derswo -7- wird notwendigerweise von dem Tempo, der 
Form der' Durchführung, der Großzügigkeit und. dem geisti-
gen Impetus der individuellen Wiedergutmachung abhän-
gen müssen. Wenn es gewissen Vertretern der Bürokratie 
in Deutschland gelingt, das große Wiedergutmachungspro-
gramm im bürokratischen Sumpf zu ersticken, dann verliert 
Westdeutschland eine seiner wichtigsten moralischen Posi-
tionen, die es sich nach 1945 geschaffen hat.* 

Der Bundestag und die deutsche Öffentlichkeit haben sich 
verschiedentlich zu der Verpflichtung der Wiedergutmachung 
geäußert und auch zu dem Unrecht, das, je länger, je schwer-
wiegender für die Betroffenen sich auswirkt, Stellung ge-
nommen (Resolutionen zur Wiedergutmachung des 1. und 
2. Deutschen Katholikentages, Rundbrief, März 1949 Nr. 2/3, . 
Dezember 1949, Nr. 5/6). — „Es gab keine politische Partei, 
die sich nicht zur Pflicht der Wiedergutmachung bekannte." 
„Aber", so führte Prof. Böhm anläßlich eines Vortrages im 
Juni 1955 in Düsseldorf über ‚Recht und Moral in der 
Wiedergutmachung' aus, „es gab doch kaum eine politische 
Partei, die es für zweckmäßig gehalten hätte, mit der Pa-
role der Wiedergutmachung in die Wahlen zu gehen; die 
politischen Stimmungsforscher schienen diese Parole nicht 
für zugkräftig und nicht für volkstümlich zu halten. Den 
Beruf, die Gewissen zu wedcen, das Bewußtsein von der 
staats- und gesellschaftlichen Bedeutung eines aktiven Wie-
dergutmachungswillens lebendig zu machen, fühlten nicht 
allzu viele deutsche Politiker." 
(Aus: Mitteilungsblatt des Beirats für Wiedergutmachung, 
München, Juni 1955, Nr. 101). 

Dr. Arndt übte Ende September 1955 scharfe Kritik an den 
Wiedergutmadiungsleistungen der Länder von 1949 bis 1954 
im Pressedienst seiner Partei. 
Auf den ersten Blick erscheine zwar die Summe von einer 
Milliarde Mark imponierend. Wenn man aber bedenke, daß 
sich diese Gesamtleistung nicht nur auf zehn Länder, son-
dern auch auf sechs Jahre verteile, so ergebe sich, daß alle 
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Lönder USUMM nıcht einmal den Betrag auféeb?aä'lt 7 schädigungsgesetz 000. — Das verdi:ent eın besserer
haben, den der Bund ın eiınem Jahr Tein für dıe 131er (1243 - Mınısterjalbeamter ın 11/2 Jahren, ungerechnet den Pen-

sionsanteiıl. Gleichgültig, ob der VerfolgteVa  Am  's(tiimlnstm se 1 CS, chreibt Arndt, dıe Länder ar oder mehr verloren hat, er ann Aur ya  A Mark eKOM-
.2 Milliarden Mark tur dıe Wiedergutmachungsleistungen men. Wie Rechtsanwalt Kuster? „Kein eutsches Nach-
bewilligen. ber 1ne Milliarde ausgezahlt hatten. Dar- kriegsgericht hatte sıch den Gedanken gefaßt, das,
A folgere, 416 dıe zehn Länder 99 303 995 Mark bei der wWwWäas jedem Opter einer Fahrlässigkeit im amtlıchen Post-
Wiedergutmachung eingespart haben. könne schla- verkehr recht ist, s@1 bei weıiıtem nıcht denen biıllıg, dıe
gender dıie Unwahrhaftigkeit des Einwandes widerlegen, daß Opfer einer Banz anderen Art Amtsverschulden gC-
1701 zgenurend Miıttel vorhanden sSind. In den Haushalten worden sind.“
des HNundes der Läander gebe es keinen zweıten Posten, bei Finanzminister Dr. Wılhelm Nowack, Maıinz, hat einem
ıJem ‚Einsparungen“ zuch Üur annäahernd in gewaltiger Vortrag 1n der Freiburger Gesellschaft für christliche- jüd1-Hohe erzielt worden selen. pa (Allgemeine Wodchen- sche Zusammenarbeit ım Februar 1955 und in einem Beitrag
1tUung der Juden 1955 [X/27]) ım ‚Rheinischen Merkur‘ (vom 1955 veroHent-
\°nter dem Tıtel „Unrecht und Wiedergutmachung” brachte lichten Beitrag ‚Probleme der Wiedergutmachung‘ u.  . auf
er Bayrısche Rundfunk ZUum 9. November 1954 ıne Son- die Gründe der Schwierigkeiten der Wiedergutmachung
dersendung, die das Alıtteilungsblatt des Beirats r Wie- hingewiesen. Dr. Nowack hat zugleich betont. n ist nıcht
dergutmachung (November; Dezember 1954, 9Y 94/95) bringt. verantworten, daß ehn Jahre nach dem nde des Drit-
Üart heißt u. „Und E wıeder Zu Gesetz nach Ar- ten Reiches die Wiedergutmachung weder gesetzlich, g-

“tikel 131 Dieses Gesetz schreibt ine Quote VOT, nach der schweige denn materiell vollendet ist und daß „ der
zexie Behörde ıne bestimmte Anzahl Von ern anstellen Finanztrage die Wiedergutmachung nicht scheıtern dartf.
muß. Äeine Behörde ı5E nach dem Bundesentschäd:gungs- Tan ann diese Frage lösen, WE den guten Wiıllen
grl verpflichtet, 1ne estimmte Gruppe UoOon Geschädig- dazu hat
ien oder Verfolgten anzustellen... [Hervorhebun durch Das ‚Bulletin des Presse- und Informationsdienstes der
Red.] Nach dem 3ler-Geset bekommen NUur Hauptschul- Bundesregierung' bringt 16. Juli 1955 eınen ausführ-
dıge und (estapo-Beamte keine Bezüge. } den Gestapo- en Beıtrag S  > Öberregierungsrat Wilden. Es wird darın
Beamten aber nur derjenige nıcht, der noch el 1. Mai 1945 ıne Anzahl VOI Mängeln des Gesetzes zugegeben und auch
Gestapo-Beamter WwWar. So ıst erklären, daß die Ver- über seine unvollkommene Durchführung gesprochen. Wie
falger den Verfolgten versorgt wurden, dıe Henker Kurt (Grossmann ausführt, wird ber nıcht auf das 1e]1 ü

den Hınterbliebenen der henkten. Der erste Chef der langsame Tempo der Wiedergutmachung: Bezug FCNOMMCN.,
Csestapo, Rudolf Diels, bekommt eın Übergangsgeld nach Doch geht 1esem Beitrag hervor, daß wichtige AÄnde-
CGesetz 131 E  iıne 81jährnıge Rentnerin, der eınst ıhre Rente ng vorgesechen sind, uber die auch u. a. K. Grossmann
enizogen wurde, weiıl sSie Jüdin Wär, hat bısher keinen Pfen- berichtet vgl. ‚Aufbau’, vom ®_ 5.  On X Al 33) Die wich-
DIp bekommen. Sie kann ihren Rentenbescheid vorlegen, tigsten Änderungen eziehen sıch auf den Kreis der erech-
sber nicht den chriftlichen Bescheid ber die Sperrung der tigten, die Erlei  erung der Beweıslast, die Durchführung
Rente. Einen solchen n nıcht. ıicht einmal ein des Entschädigungsverfahrens. Die Novelle soll 1956
schuß ist bezahlt worden. \"or— ın Kraft reten.
Die Frau eines in Landsberg Inhaftierten bekommt Ver- In dem herausgegebenen Kommentar ZUIRHR Bundes-

nach dem Gesetz 131 Die 76jährige Witwe eines entschädigungsgesetz (s u, 65) bringt tto K;  zistier  e der
Ghetto ZUu Rıga Liquidierten dagegen bekommt nıchts. systematischen Einleitung grundsätzliche Betrachtungen zZzZUm

S;e .aa nıcht nachweisen, daß Mann tatsachliıch dort Wiedergutmachungsgedanken, Wiedergutmachungsver-
Kiquidiert wurde. Urkundlich ıst erwiesen, daß le 27 000 pflichtung und ZUID Wiedergutmachungsrecht.
Insassen des Ghettos liquidiert wurden. Aber das ıst der +Der undeskanzler hatte 1954 anläaßlich ıhm
Wi persönliches Deshalb S Dr. Nahum mann, dem Präsidenten des Jüdischen

eugen b  ringen kann sie namlıch auch
Weltkongresses In New ork gegebenen Empfanges wieder-
holt seiner Überzeugung gegeben, utsch-D wegecn Kriegsverbrechen verurteilten Generäle rhalten

Versorgung.. FEin 27 jahriger Jude, der seıt seinem and wiedergutmachen werde. Dr. Goldmann hatte DT einer
Lebensjahr ununterbrochen in Konzentrationslagern, Ar- Reise nach Israel miıt dem Bundeskanzler ım August 1955

Mürren eıne weiıtere Unterredung, „In der mehrstündi-beitslagern und (refängnissen gehalten worden WÄärT, der
gCH Unterhaltung zwischen den beiden wurde dıe Frage derweine Eltern und Großeltern verlor, dem nıchts 16e| als das
ommenden Novelle Bundesentschädigungsgesetz be-Leben, ihm wurde jede Entschädigung ver:  9 weıl

1946 von einem französischen Militärgericht verurteilt sprochen. Der Kanzler deutete an, daf diıese Novelle esent-
wurde. Er hatte drei Mitgefangene geohrtieigt. Die gcCn ıche Verbesserungen gegenüber dem Bundesents:  1gungs-

S Totschlag Bergen-Belsen Zu Zuchthaus Ver- gese haben wurde  9 VOI  < allem de auch eın Weg gefun-
den werden, Verfolgten Östdeu:  and ıneurteilte SS-Aufseherin Hertha Ehlert, bekommt Vom Bund
gewahren. Dr. Goldmann rorterte mıt dem Kanzler auchHeimkehrerentschädigung

Juli 1954 stellten ührende Juristen Frankfurt fest, weıtere Verbesserungen des Luxemburger Vertrages.” Aus
‚Aufbau’ 9 AXI, 35)daıß bei dem bisherigen Mangel Beamten das Ende der Als Dr. Heinrich von Brentano Ende September 1955 inBearbeitung aller Wiedergutmachungsanträge ın eiwa New York weiılte, hat Dr. Goldmann diesen ersucht, derJahren erwarten se1l.  A< Von den Beamten werde ıne Ver-

setzung zZu den Entschädigungsbehörden als Strafe empfun- deutschen Regierung die tiefe Besorgn1s ul  ber die außerst
den, weil S1e keine Beförderungsmöglichkeit biete. Die noch langsame Durchführung der individuellen Wiedergutma-

chung übermitteln. Allgemeine Wochenzeitung der Ju-Icebenden Verfolgten erleben 2180 die Wiedergutmachung den. 1955,nicht mehr. Und geschieht mıt den Witwen und al-
mıt den Erbberechtigten, mit denen, die iıhren Beru  — Der au‘’, New York, 7, 1955 (XAX1/40) chreıibt

verloren? Bundesminister des Auswartigen, Dr. en Brentano,Vollwaisen der Ermordeien erhalten D}  V} 1  — monatlich. übergab Mitarbeiter Kurt Grossmann VOTr seinerWenn s1e Jedoch mehr als DM — Monat verdienen, Rückreise nach Deutschland die olgende für den ‚Autbau'‘entfälilt diese Rente bestimmte ErklärungDie Houchstgrenze der Entschädigung ur wirt- „Es ıst gerade VLEr Jahre her, daß der deutsche Bundes-
anzliler September VUOor dem Bundestag e1ne S Re-schaftlichen For&omcn für Nichtbeamte ist nach dem Ent-

3Q

Linder zusammen nicht einmal den Betrag aufgebracht 
haben, den der Bund in einem Jahr allein für die 131er aus-

- 
Ans schlimmsten sei es, schreibt Arndt,' daß die Länder zwar 
Lt Milliarden Mark für die Wiedergutmachungsleistungen 
borvilligen. aber nur eine Milliarde ausgezahlt hätten. Dar-
lila! folgere, daß die zehn Länder 220 303 995 Mark bei der 
Wiedergutmachung eingespart haben. Nichts könne schla-
gender die Unwahrhaftigkeit des Einwandes widerlegen, daß 
artet genügend Mittel vorhanden sind. In den Haushalten 
de, Bundes oder Länder gebe es keinen zweiten Posten, bei 
dem „Einsparungen" audi nur annähernd in so gewaltiger 
11.-,he erzielt worden seien. (dpa). (Allgemeine Wochen-
zeitung der Juden. 7. 10. 1955 [X127]). 
unter dem Titel „Unrecht und Wiedergutmachung* brachte 
der Bayrische Rundfunk zum 9. November 1954 eine Son-
d.i.sendung, die das Mitteilungsblatt des Beirats für Wie-
der•utmachung (November:Dezember 1954, 9, 94/95) bringt. 
nett heißt es u. a.: „Und nun wieder zum Gesetz nach Ar-
tikel 131, Dieses Gesetz schreibt eine Quote vor, nach der 
jede Behörde eine bestimmte Anzahl von 131ern anstellen 
oriuti. Keine Behörde ist nach dem Bundesentschädigungs-
eme verpflichtet, eine bestimmte Gruppe von Geschädig-
ten oder Verfolgten anzustellen... [Hervorhebung durch 
Red.). Nach dem 131 er-Gesetz bekommen nur Hauptschul-
dige und Gestapo-Beamte keine Bezüge. Bei den Gestapo-
Beamten aber nur derjenige nicht, der noch am 1. Mai 1945 
Gestapo-Beamter war. So ist es zu erklären, daß die Ver-
folger vor den Verfolgten versorgt wurden, die Henker vor 
den Hinterbliebenen der Gehenkten. - Der erste Chef der 
Gestapo, Rudolf Diels, bekommt ein Übergangsgeld nach 
Gesetz 131. Eine 81jährige Rentnerin, der einst ihre Rente 
entzogen wurde, weil sie Jüdin war, hat bisher keinen Pfen-
nig bekommen. Sie kann ihren Rentenbescheid vorlegen, 
aber nicht den schriftlichen Bescheid über die Sperrung der 
Rente. Einen solchen gab es nicht. Nicht einmal ein Vor-
ichuß ist bezahlt worden. 
Die Frau eines in Landsberg Inhaftierten bekommt Ver-
sorgung nach dem Gesetz 131. Die 76jährige Witwe eines 
im Ghetto zu Riga Liquidierten dagegen bekommt nichts. 
Sie kann nicht nachweisen, daß ihr. Mann tatsächlich dort 
liquidiert wuide. Urkundlich ist erwiesen, daß alle .27 000 
besassen des Ghettos liquidieit wurden. Aber 'das ist der 
Witwe persönliches Pech. Deshalb kann sie nämlich auch 
keine Zeugen bringen . . . 
Die wegen Kriegeerbrechen verurteilten Generäle erhalten 
Versorgung.. - Ein 27jähriger Jude, der seit seinem 13. 
Lebensjahr ununterbrochen in Konzentrationslagern, Ar-
beitslagern und Gefängnissen gehalten worden war, der 
leine Eltern und Großeltern verlor, dem nichts blieb als das 
Leben, ihm wurde jede Entschädigung versagt, weil er 
1946 von einem französischen Militärgericht verurteilt 
wurde. Er hatte drei Mitgefangene geohrfeigt. Die wegen 
Beihilfe zum Totschlag in Bergen-Belsen zu Zuchthaus ver-
urteilte SS-Aufseherin Hertha Ehlert, bekommt vom Bund 
Heimkehrerentschädigung .. . 
im Juli 1954 stellten führende Juristen in Frankfurt fest, 
daß bei dem bisherigen Mangel an Beamten das Ende der 
Bearbeitung aller Wiedergutmachungsanträge in etwa 20 
Jahren zu erwarten sei. Von den Beamten werde eine Ver-
setzung zu den Entsdiädigungsbehörden als Strafe empfun-
den, weil sie keine Beförderungsmöglichkeit biete. Die hoch 
lebenden Verfolgten erleben also die Wiedergutmachung 
nicht mehr. Und was geschieht mit den Witwen und Wai-
sen, mit den Erbberechtigten, mit denen, die ihren Beruf 
verloren? 
Vollwaisen der Ermordeten erhalten DM 100.- monatlich. 
Wenn sie jedoch mehr als- DM 75.- im Monat verdienen, 
entfällt diese Rente 
Die Höchstgrenze der Entschädigung für Schäden in wirt- 
schaftlichen Fortkommen für Nichtbeamte ist nach dem Ent- 

schädigungsgesetz 25 000.- DM. Das verdient ein besserer 
Ministerialbeamter in 1 1/2 Jahren, ungerechnet den Pen-
sionsanteil. Gleichgültig, ob der Verfolgte DM 100 000.- 
oder mehr verloren hat, er kahn nur 25 000 Mark bekom-
men. Wie sagte Rechtsanwalt Küster? „Kein deutsches Nach-
kriegsgerich hätte von sich aus den Gedanken gefaßt, das, 
was jedem Opfer einer Fahrlässigkeit im amtlichen Post-
verkehr recht ist, sei bei weitem nicht denen billig, die 
Opfer einer so ganz anderen Art von Amtsverschulden ge-
worden sind." 
Finanzminister Dr. Wilhelm Nowack, Mainz, hat in einem 
Vortrag in der Freiburger Gesellschaft für dwistliche-jüdi-
sche Zusammenarbeit im Februar 1955 und in einem Beitrag 
im ,Rheinischen Merkur' (vom 16. 9. 1955. Nr. 38) veröffent-
lichten Beitrag ,Probleme der Wiedergutmachung' u. a. auf 
die Gründe der Schwierigkeiten der Wiedergutmachung 
hingewiesen. Dr. Nowack hat zugleich betont. w es ist nicht 
zu verantworten, daß zehn Jahre nach dem Ende des Drit-
ten Reiches die Wiedergutmachung weder gesetzlich, ge-
schweige denn materiell vollendet ist ..." und daß w an der 
Finanzfrage die Wiedergutmachung nicht scheitern darf. 
Man kann diese Frage lösen, wenn man den guten Willen 
dazu hat ..." 
Das ‚Bulletin des Presse- und Informationsdienstes der 
Bundesregierung' bringt vom 16. Juli 1955 einen ausführ-
lichen Beitrag von Oberregierungsrat Wilden. Es wird darin 
eine Anzahl von Mängeln des Gesetzes zugegeben und auch 
über seine unvollkommene Durchführung gesprochen. Wie 
Kurt Grossmann ausführt, wird aber nicht auf das viel zu 
langsame Tempo der Wiedergutmachung -  Bezug genommen. 
Doch geht aus diesem Beitrag hervor, daß wichtige Ande-
rungen, vorgesehen sind, über die auch u. a. K. Grossmann 
berichtet (vgl. ‚Aufbau', vom 19. 8. 55. XXI, 33). Die wich-
tigsten Anderungen beziehen sich auf den Kreis der Berech-
tigten, die Erleichterung der Beweislast, die Durchführung 
des Entschädigungsverfahrens. Die Novelle soll am 1. 4. 1956 
in Krall treten. 
In dem kürzlich herausgegebenen Kommentar zum Bundes-
entschädigungsgesetz (s. u. S. 65) bringt Otto Küster in der 
systematischen Einleitung grundsätzliche Betrachtungen zum 
Wiedergutmachungsgedanken, zur Wiedergutmachungsver-
pflichtung und zum Wiedergutmachungsrecht. 
Der Bundeskanzler hatte am 31. Oktober 1954 anläßlidk ihm 
von Dr. Nahum Goldmann, dem Präsidenten des Jüdisfhen 
Weltkongresses in New York gegebenen Empfanges wieder-
holt seiner Überzeugung Ausdruck gegeben, daß Deutsch-
land wiedergutmachen werde. Dr. Goldmann hatte vor einer 
Reise nach Israel mit dem Bundeskanzler im August 1955 
in Mürren eine weitere Unterredung. „In der mehrstündi-
gen Unterhaltung zwischen den beiden wurde die Frage der 
kommenden Novelle zum Bundesentschädigungsgesetz be-
sprochen. Der Kanzler deutete an, daß diese Novelle wesent-
liche Verbesserungen gegenüber dem Bundesentschädigungs-
gesetz haben würde; vor allem würde auch ein Weg gefun-
den werden, Verfolgten aus Ostdeutschland eine Hilfe zu 
gewähren. Dr. Goldmann erörterte mit dem Kanzler auch 
weitere Verbesserungen des Luxemburger Vertrages." (Aus: 
‚Aufbau' vom 2. 9. 55. XXI, 35). 
Als Dr. Heinrich von Brentano Ende September 1955 in 
New York weilte, hat Dr. Goldmann diesen ersucht, der 
deutschen Regierung die tiefe Besorgnis über die äußerst 
langsame Durchführung der individuellen Wiedergutma-
chung zu übermitteln. (Allgemeine Wochenzeitung der Ju-
den. 7. 10. 1955, 6X/27). 

Der ‚Aufbau`, New York, 7, 10. 1955 (XXI/40) schreibt: 
Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Heinrich v. Brentano, 
übergab unserem Mitarbeiter Kurt R. Grossmann vor seiner 
Rückreise nach Deutschland die folgende für den ‚Aufbau' 
bestimmte Erklärung: 
„Es ist gerade vier Jahre her, daß der deutsche Bundes- 
kanzler am 27. September vor dem Bundestag eine von Re- 
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gierungsparte:en UN: Opposition gebilligte Erklärung ab- “tauscht haben. In unsercm Gesangbuch stehen Lieder, dıe
gab, 2ın der Deutschlands Verpflichtung ZuUr Wiedergut- WITr  . großen Söhnen der katholischen Kirche verdanken und
machung anerkannte. Das NEUE eufs: auf sı die evangelische Christen unbefangen sıngen und singen dur-
SENOMMEN, dıeser Ver  ung durch materı:elle Leistungen fen, wel.  1 s1e  > längst Glaubensgut Kirche geworden
AusdrucR geben, obzwohl wır un$s alle bewußt sınd, daß sınd. Und das Umgekehrte hat sıch ebenso vollzogen. Es ıst
Reine Summe Geldes und heine andere ÄArt materi:eller 1Ne von den geheimnisvollen Fügungen Gottes, daß WIr
schädıgung Je das UO  x der natıiıonalsozı.alıstischen Gewalt- bei aller Schärfe und Unerbittlichkeit der Scheidung, die
herrschafl heraufbeschworene Unglüc auszulöschen VET- einmal vollzogen ist, doch immer wieder durch einzelne Ge-
mögen. stalten daran erinnert sınd, daß beide Kıiırchen einander
In jener denkwürdigen Debatte erklärte ıch mıc als Spre- dem großen Thema festhalten mussen, das ıhnen gleicher-

der größten Partei: Deutschlands mıl obıgen Ausführun- weise gestellt ıst, dem Thema esus Christus
einverstanden. War damals N: bın heute der Auf- Unter den großen Konvertiten der letzten re machen

fassung, daß UJUon dem Grad der Achtung, den wr Deutschen WITr ımmer wieder die Beobachtung, ıhr geschichtlicher
anderen Menschen entgegendringen, der Grad der Achtung Wert für dıe Kirche, 1e S1C  > erwählt haben, darın beruht,
abhängen wird, den wnr für uns beanspruchen dürfen daß sie das Erbe des Protestantismus mit eingebracht aben.
Das NEUE Deutschland erkennt sS$eC1NeE moralısche Whedergut- Weil Sıie einmal auf dıe Weise Martın Luthers fragen g—
machungsverpflichtung w1ie S21e ım Deutschland-Israel-
Abkommen und

lernt haben. können Sı1e  b dieses Erbgut auch 1n der NOCU-
ım Entschädigungswerk M Ausdruck erwahlten Kirche Roms nıcht verleugnen.”kommt. hoffe daß diıe kommende Novelle und andere An diese Satze mußten WIr denken, als WIr kürzliıch ın

Maßnahmen des WDiedergutmachungswerks, das die Bundes- ‚.Deutsche olkschaft‘ Juli/August 1955 1Ne Wendung
reg:erung als ınen unverbrüchlichen Kontakt ansıeht, lasen, In der B: einmal eın Anlıegen unserer jüdt1-
einem befriedigenden Ende bringen erden. schen getrennten Brüder mıiıt den folgenden Worten von
Kurt Grossmann schreibt vVom 1955 1m ‚Autbau‘ christlicher Seite. ausgesprochen ZU sC1inN schien:
1e€ Durchführung dieser Reformen sollte einem Beauftrag- „Christus wollte uns den Vater zeigen, ber alsbald schau-

für Wiedergutmachungs- und Entschädigungsfragen, ten die Menschen nıcht mehr ın der Richtung des Langs-möglıchst miıt dem Rang eines Ministers, übertragen WEeTl - holzes. Das uernolz fing ihren Blick, und CT verweilte bei
den, der dem Bundeskanzler direkt unterstellt seın sollte. dem Miıttler, beı dem pfer mehr als be] dem, der dieses
Damit würde dieses Werk mıiıt der höchstmöglichen Auto- ÖOpfer . von ihm verlangte. Und heute thront manchmal
rıtat des erneuerten Deutschlands aus;  et sSC1n. schon dort, S der Blıck der Ferne den Vater m

länglichen erahnen ollte, selbst der Mittler nıcht
mehr, sondern vielleicht eın Heiliger ...!” Ob wirklich 1e8/3) „ÄIrrgarten religiöser e  ung“.

Professor TaUS über Geschichtsstunde kam, WOoO WITr einander n  Oören, z wechsel-
„Fragen des Judentums an di:e Christen“ wWe1ıs  b befruchten und so reif dafür we;dcn beginnen,

„d alle e1ns seien“?
Die Wiedergutmachung an den en dürf! nıcht NUur
ıne poliıtische nstanz verwiesen werden. Fs musse vielmehr Christen und en und die
auch geistig-seelischen Bereich des eutschen Volkes 1ne 8/5) Der englisch Rat

C at]
grundlegende Neubesinnung erfolgen. Die „Judenfrage A der Monatsschrift des englischen Council of ristians and Jews'könne ıIn TrIUr: und Selbstbescheidung und In estren- ‚Common round‘ IX/ London, März/April 955 vA bringen wır diıe

Selbstgericht aufgerollt werden. D  1e3@€ Thesen Simpson, der Generalsek:  tar des genannten englischen Rates
a us Englischen übersetzte olgende nformation. Hierzu schreibt

Anfang und Ergebnis eines Vortrags Professor ans- Beitrag Zusammenarbeit zwischen Christen Un| Juden inJoachim Kraus (Hamburg) in der Matthäikirche in sel- ‚.The Cumen!ca. Review, Genf. pri| 1955 (v 254
dorf über das Ihema „Fragen des Judentums dıe Chri- Gegen Ende 1954 kam diese Beunruhigung nämlich,sten”. Mitten ım vielgestaltigen Judentum von heute ebe dıe christlich- jüdische Bewegung Zu einem relıg1ösen ndif-
noch Vonm alten Israel Von diesem Zentrum gingen ferentismus neige) ın eıner ÄAnweısung des Heiligen Stuhles
1e€ Fragen dUS, die Professor Kraus reifach formulierte: ZUB23 Ausdruc, die die Katholiken aufforderte, sıch dem
„Wißt ınr Christen noch, es heißt. den lebendigen englischen Rat der Christen und en zuruüuckzuziehen..ott glauben? Wißt hr, daß AN den lebendigen Gott glau- Common Ground‘ schreibt: „D  1€ Nachricht von dem
ben, (1 ıhm allein dienen? Und ißt ihr noch, Rucktritt der katholischen Mitglieder Aus dem CN -dıe 1r eın wanderndes Volk Gottes 18  .  49“ „Unser christ- lischen ‚Rat der Christen un!| Juden‘ erreichte das
lıches Abendland und diıe Kirchen ın ıhm führte Professor ausführende Komitee des Rates eitwa Zwei Wochen VOLr
Taus AQUusS, „werden durch dıese Fragen ınrem selbst-
genugsamen Iraum gewect., Wir haben ım christlichen

dem auf den Dezember 1954 ur dıe Jahresversamm-
lung festgesetzten Termin. Angesichts der Iragweıte dıe-

Abendland den ott sraels ıne Summe heidnischer ser Nachricht und der Hoffnung, sıch eın Weg ZUTr
Gottesideen verkauft und sınd damit ın ine furchtbare Überwindung der damit verbundenen Schwierigkeiten fin-
'g 1ın den Irrgarten der religiösen Vermischung geraten.” den lassen WUT!  de, wurde ıne Vertagung der Jahresver-E:  ıne Generalrevision und klare Selbstkritik der Kırchen se1 sammlung f{wa reı Monate beschlossen. Man bereitete
aber UUr möglıich, das überall verbreitete übersteigerte die Jahresversammlung für den arz 1955 VOT. Wie
geıistige Selbstbewußtsein gegenüber den Juden preisgegeben in der vorangehenden Nummer von ‚Common Ground‘ auf
werde. berichtet wird, ardına Griffin als Mitvorsitzen-
(In Allgemeine Wodcenzeitung der Tuden [ Düsseldorf, der dem englischen ‚Rat der Christen und Juden‘55.] 1 geschieden, und 1e Katholiken hatten infolgedessen re

Mitgliedscha zurückgezogen.] Man war übereingekommen,8/4) umenische selbefruchtung daß u  ber die Angelegenheit VOonQn keiner Seite Vel-

Der evangelisch-Ilutherische Bischof Hanns Lilje schrieb lautet werden sollte, solange man hoffen konnte, daß noch
kurzlıch in einem sonst vielumstrittenen Aufsatz des 8 ıne Diskussion darüber statthnden wurde. Trotz gewiısser

Fortschritte wWäar bis Zu dem für die Jahresversammlung fest-ıhm herausgegebenen ‚Sonntagsblatt‘ (Nr. Vo 31 1955,
S, 24) dıe folgenden bemerkenswerten Satze, dıe Wwıe  b eın  - gesetzten Zeitpunkt noch keine endgültige Entscheidung
B- auf hatholisches Gotteslob ob des Wiedererwachens über die Möglichkeit der Wiederaufnahme eiıner Beteili-
der Kirche‘ ın der evangelischen Christenheit wirken: SunNng durch die Katholiken ım englischen Rat erreicht WOT-

„Zu allen Zeiten hat 0 sıch ereignet, die beiden gT0O- den. Nachdem ber durch ıne inoffizielle Quelle etwas be-
Ben Konifessionen iıhr geistliches unbefangen auSsgec- kannt geworden W: mußte eine. Erklärung ber das
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gierungsparteien und Opposition gebilligte Erklärung ab-
gab, in der er Deutschlands Verpflichtung zur Wiedergut-
machung anerkannte. Das neue Deutschland hat es auf sich 
genommen, dieser Verpflichtung durch materielle Leistungen 
Ausdruck zu geben, obwohl wir uns alle bewußt sind, daß 
keine Summe Geldes und keine andere Art materieller Ent-
schädigung je das von der nationalsozialistischen Gewalt-
herrschaft heraufbeschworene Unglück auszulöschen ver-
mögen. 
In jener denkwürdigen Debatte erklärte ich mich als Spre-
cher der größten Partei Deutschlands mit obigen Ausführun-
gen einverstanden. Ich war damals und bin heute der Auf-
fassung, daß von dem Grad der Achtung, den wir Deutschen 
anderen Menschen entgegenbringen, der Grad der Achtung 
abhängen wird, den wir für uns beanspruchen dürfen. 
Das neue Deutschland erkennt seine moralische Wiedergut-
machungsverpflichtung an, wie sie im Deutschland-lsrael-
Abkommen und im Entschädigungswerk zum Ausdruck 
kommt. Ich hoffe, daß die kommende Novelle und andere 
Maßnahmen des Wiedergutmachungswerks, das die Bundes-
regierung als einen unverbrüchlichen Kontakt ansieht, zu 
einem befriedigenden Ende bringen werden." 
Kurt R. Grossmann schreibt vom 14. 10. 1955 im ‚Aufbau': 
„Die Durchführung dieser Reformen sollte einem Beauftrag-
ten für Wiedergutmadzungs- und Entsdzädigungsfragen, 
mögliffist mit dem Rang eines Ministers, übertragen wer-
den, der dem Bundeskanzler direkt unterstellt sein sollte. 
Damit würde dieses Werk mit der höchstmöglichen Auto-
rität des erneuerten Deutschlands ausgestattet sein." 

8/3) ”Irrgarten religiöser Vermischung" - 

Professor Kraus über 
„Fragen des Judentums an die Christen"  

Die Wiedergutmachung an den Juden dürfe nicht nur an 
eine politische Instanz verwiesen werden. Es müsse vielmehr 
auch im geistig-seelischen Bereich des deutsdien Volkes eine 
grundlegende Neubesinnung erfolgen. Die „Judenfrage" 
könne nur in Ehrfurcht und Selbstbescheidung und in stren-
gem Selbstgericht aufgerollt werden. Diese Thesen waren 
Anfang und Ergebnis eines Vortrags von Professor Hans-
Joachim Kraus (Hamburg) in der Matthäikirche in Düssel-
dorf über das Thema „Fragen des Judentums an die Chri-
sten". Mitten im vielgestaltigen 'Judentum . von heute lebe 
noch etwas vom alten Israel. Von diesem Zentrum gingen 
die Fragen aus, die Professor Kraus dreifach formulierte: 
„Wißt ihr Christen noch, was es heißt, an den lebendigen 
Gott glauben? Wißt ihr, daß an den lebendigen Gott glau-
ben, heißt, ihm allein zu dienen? Und wißt ihr noch, daß 
die Kirche ein wanderndes Volk Gottes ist?". „Unser christ-
liches Abendland und die Kirchen in ihm", führte Professor 
Kraus aus, „werden durch diese Fragen aus ihrem selbst-
genügsamen Traum geweckt. Wir haben im christlichen 
Abendland den Gott Israels an eine Summe heidnischer 
Gottesideen verkauft und sind damit in eine furchtbare Sadc-
gasse, in den Irrgarten der religiösen Vermischung geraten.* 
Eine Generalrevision und klare Selbstkritik der Kirchen sei 
aber nur möglich, wenn das überall verbreitete übersteigerte 
geistige Selbstbewußtsein gegenüber den Juden preisgegeben 
werde. 
(In: Allgemeine Wochenzeitung der Juden X. [Düsseldorf, 
8. 4. 55.] 1.) 

8/4) ökumenische Wechselbefruchtung 
Der evangelisch-lutherische Bischof Hanns Lilje schrieb 
kürzlich in einem sonst vielumstrittenen Aufsatz des von 
ihm herausgegebenen ,Sonntagsblatt` (Nr. 31 vom 31. 7. 1955, 
S. 24) die folgenden bemerkenswerten Sätze, die wie ein 
Echo auf katholisches Gotteslob ob des ,Wiedererwachens 
der Kirche' in der evangelischen Christenheit wirken: 
„Zu allen Zeiten hat es sich ereignet, daß die beiden gro-
ßen Konfessionen ihr geistliches Gut unbefangen ausge- 

........ 
'tauscht haben. In unserem Gesangbuffi stehen Lieder, die 
wir großen Söhnen der katholischen Kirche verdanken und' 
die evangelische Christen unbefangen singen und singen dür-
fen, weil sie längst Glaubensgut unserer Kirche geworden 
sind. Und das Umgekehrte hat sich ebenso vollzogen. Es ist 
eine von den geheimnisvollen Fügungen Gottes, daß wir 
bei aller Schärfe und Unerbittlichkeit der Scheidung, die 
einmal vollzogen ist, doch immer wieder durch einzelne Ge-
stalten daran erinnert sind, daß beide Kirchen einander an 
dem großen Thema festhalten müssen, das ihnen gleicher-
weise gestellt ist, an dem Thema Jesus Christus ... 
Unter den großen Konvertiten der letzten Jahre machen 
wir immer wieder die Beobachtung, daß ihr geschichtlicher 
Wert für die Kirche, die sie erwählt haben, darin beruht, 
daß sie das Erbe des Protestantismus mit eingebracht haben. 
Weil sie einmal auf die Weise Martin Luthers fragen ge-
lernt haben, können sie dieses Erbgut auch in der neu-
erwählten Kirche Roms nicht verleugnen." 
An diese Sätze mußten wir denken, als wir kürzlich in 
‚Deutsche Volkschaft* Juli/August 1955, S. 8) eine Wendung 
lasen, in der uns sogar einmal ein Anliegen unserer jiidi-
sehen getrennten Brüder mit den folgenden Worten von 
dLristlidjer Seite ausgesprochen zu sein schien: 
„Christus wollte uns den Vater zeigen. aber alsbald schau-
ten die Menschen nicht mehr in der Richtung des Längs-
holzes. Das Querholz fing ihren Blick, und er verweilte bei 
dem Mittler, bei dem Opfer mehr als bei dem, der dieses 
Opfer . von ihm verlangte. Und heute thront manchmal 
schon dort, wo der Blick in der Ferne den Vater ,im unzu-
länglichen Licht' erahnen sollte, selbst der Mittler nicht 
mehr, sondern vielleicht ein Heiliger ...I' Ob wirklich die 
Geschichtsstunde kam, wo wir einander hören, uns wechsel-
weis zu befruchten und so reif dafür zu werden beginhen, 
„daß alle eins seien"? 

8/3) Der englische Rat der Christen und Juden und die 
Katholiken 

Aus der Monatsschrift des englischen ,Council of Christians and Jeves% 
,Common Grouncr IX/2. London, März/April 1955 p. 2, bringen wir die 
aus dem Englischen übersetzte folgende Information. Hierzu schreibt 
W. W. Simpson, der Generalsekretär des genannten englisdien Rates 
in einem Beitrag .Zusammenarbeit zwischen Christen und Juden* in 
:The Ecumenical Review, Genf. April 1955 (v 11/3) p. 254: 

Gegen Ende 1954 kam diese Beunruhigung (nämlich, daß 
die christlich-jüdische Bewegung zu einem religiösen Indif-
ferentismus neige) in einer Anweisung des Heiligen Stuhles 
zum Ausdruck, die die Katholiken aufforderte, sich aus dem 
englischen Rat der Christen und Juden zurückzuziehen . .. 
,Common Ground` schreibt: „Die Nachricht von dem 
Rüdetritt der katholischen Mitglieder aus dem eng-
lischen ,Rat der Christen und Juden' erreichte das 
ausführende Komitee des Rates etwa zwei Wochen vor 
dem auf den 9. Dezember 1954 für die Jahresversamm-
lung festgesetzten Termin. Angesichts der Tragweite die-
ser Nachricht und der Hoffnung, daß sich ein Weg zur 
Überwindung der damit verbundenen Schwierigkeiten fin-
den lassen würde, wurde eine Vertagung der Jahresver-
sammlung um etwa drei Monate beschlossen. Man bereitete 
die Jahresversammlung für den 15. März 1955 vor. [Wie 
in der vorangehenden Nummer von ,Common Ground‘ auf 
p. 26 berichtet wird, war Kardinal Griffin als Mitvorsitzen-
der aus dem englischen ,Rat der Christen und Juden' aus-
geschieden, und die Katholiken hatten infolgedessen ihre 
Mitgliedschaft zurückgezogen.] Man war übereingekommen, 
daß über die Angelegenheit von keiner Seite aus etwas ver-
lautet werden sollte, solange man hoffen konnte, daß noch 
eine Diskussion darüber stattfinden würde. Trotz gewisser 
Fortschritte war bis zu dem für die Jahresversammlung fest-
gesetzten Zeitpunkt noch keine endgültige Entscheidung 
über die Möglichkeit der Wiederaufnahme einer Beteili-
gung durch die Katholiken im englischen Rat erreicht wor-
den. Nachdem aber durch eine inoffizielle Quelle etwas be-
kannt geworden war, mußte man eine Erklärung über de 
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